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Die Entwicklung der Ereignisse in den letzten fünf 
Jahren, die uns von dem ersten Pariser Kongreß, auf 
dem 1946 die Internationale Vereinigung Demokra­
tischer Juristen ins Leben gerufen wurde, trennen, hat 
die Richtigkeit des von uns gewählten Weges und die 
Lebenskraft der immer noch aktuellen Losung: „Das 
Recht im Dienste des Friedens“ bestätigt.

Diese Losung brachte bereits bei der Schaffung der 
internationalen Organisation demokratischer Juristen 
nicht nur einen Wunsch zum Ausdruck und war nicht 
nur ein Programm für ihr Wirken, Sie entsprach bereits 
damals dem Stand des positiven, allgemein-verbind­
lichen Völkerrechts, das in Übereinstimmung mit dem 
Willen der Völker, dank der Politik des Hauptbezwin­
gers des Faschismus und des aggressiven Militarismus 
in Europa und Asien, der Sowjetunion, die Sanktion 
aller Regierungen erlangt hatte, darunter auch der­
jenigen, die sich mit der Absicht der Fortsetzung des 
Krieges trugen oder zu neuen Konflikten drängten.

Das hauptsächlich in der Charta der Vereinten 
Nationen, im Statut des Internationalen Gerichtshofs 
und in einer ganzen Reihe anderer internationaler 
Nachkriegsabkommen sowie in den von den fünf Groß­
mächten einstimmig gefaßten und durch die Mehrheit 
der Staaten aller Kontinente unterstützten Beschlüssen 
enthaltene gegenwärtige Völkerrecht fußt auf folgen­
den Grundsätzen: Verbot der Aggression und der Inter­
vention, Strafbarkeit der Aggressoren, der Täter, An­
stifter, Organisatoren von Verbrechen gegen den Frie­
den und die Menschlichkeit, von Kriegsverbrechen und 
Völkermord; Verpflichtung zum einmütigen Handeln 
der fünf Großmächte bei der Verteidigung des 
Friedens und der internationalen Sicherheit, zur 
friedlichen Regelung eventueller internationaler Kon­
flikte und zur ausschließlich friedlichen Zusammen­
arbeit aller Staaten, unabhängig von verfassungs­
mäßigen, religiösen oder nationalen Unterschieden auf 
politischem, wirtschaftlichem, kulturellen und jedem 
anderen Gebiet, Verpflichtung zur Achtung der Souve­
ränität der einzelnen Staaten und Völker und zur An­
erkennung der Legalität gerechter Verteidigungs- und 
nationaler Befreiungskriege sowie zur Einhaltung ge­
schlossener Verträge.

Mit dem Bestreben der Volksmassen der gesamten 
Welt zur Festigung des Friedens, in dessen Dienst auch 
das Völkerrecht gestellt wurde, wollten sich jedoch die­
jenigen nicht einverstanden erklären, deren Hauptziel 
der Eroberungskrieg ist, die in einem solchen Krieg den 
Ausweg aus ihren wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
sehen, einen Ausweg aus den Krisen, die die von ihnen 
regierten Staaten heimsuchen, vor allen Dingen aber 
eine Quelle riesiger Profite und die Perspektive einer 
trügerischen Hoffnung auf die Beherrschung der ge­
samten Welt. Die Monopolisten und die Finanz­
oligarchie der USA haben, angelehnt an die inter­
nationalen imperialistischen Kräfte der Reaktion und 
des Krieges, insbesondere an die britische Regierung 
der Labouristen, die sich als „Sozialisten“ bezeichnen, 
beinahe schon am Morgen nach der Beendigung der 
Kriegshandlungen und der Schaffung der Organi­
sation der Vereinten Nationen mit einer Politik be­
gonnen, die die auch von ihnen anerkannten Rechts­
grundsätze negierte und die der zur Verwirklichung 
dieser Grundsätze berufenen Organisation dadurch 
den ihr in Übereinstimmung mit dem Willen der Völ­
ker gegebenen Sinn und Inhalt nahm, daß sie diese in 
ein Instrument der Intervention und der Aggression 
verwandelte.

Die Ablehnung der sowjetischen Anträge über die 
Rüstungseinschränkung als einen Weg zur allgemeinen 
Abrüstung, über das Verbot der Atomwaffe und an­
derer Waffen zur massenweisen Vernichtung der Zivil­
bevölkerung, die Ablehnung des Vorschlages zum Ab­
schluß eines Friedenspaktes der fünf Großmächte, das 
Abbrechen der Konferenz der stellvertretenden Außen­
minister in Paris, die Sabotierung der Konferenz in 
Kaesong über einen Waffenstillstand in Korea — das 
alles sind Konsequenzen und Beweise einer friedens­

feindlichen und sowohl mit den eigenen Verpflichtun­
gen wie mit dem internationalen Recht im Widerspruch 
stehenden Politik. Die Kettenglieder dieser Politik sind 
bekannt: der Marshallplan, der einen Angriff auf die 
Souveränität der in ihm erfaßten Staaten darstellt, der 
sogenannte vierte Punkt der Truman-Doktrin, der gegen 
das Selbstbestimmungsrecht der kolonialen Völker ge­
richtet ist, der Nordatlantikpakt, der ein Instrument 
der gegen die UdSSR und die Volksdemokratien vor­
bereiteten Aggression ist.

In Ausführung dieser Politik erfolgten die Spaltung 
Deutschlands, die Remilitarisierung Westdeutschlands 
und Japans, die Rehabilitierung der Kriegsverbrecher, 
die Eroberungskriege gegen die Völker Vietnams und 
Malayas, das ungeheuere Verbrechen gegen den Frie­
den, das unter der Flagge der UN gegen das koreanische 
Volk verübt wird, der schändliche Beschluß über die 
Erklärung der Chinesischen Volksrepublik zum „Aggres­
sor“. In all diesen Fällen handelt es sich aber nicht nur 
um für den Frieden gefährliche oder eine unmittelbare 
Verletzung des Friedens darstellende politische Tat­
sachen, wie im Falle der Aggression in Korea, der Be­
setzung der chinesischen Insel Taiwan, der Bombar­
dierung chinesischen Gebietes oder des Verhängens 
eines Embargos gegen die Chinesische Volksrepublik, 
der Vorbereitung eines separaten „Friedensvertrages“ 
und der „Beendigung des Kriegszustandes mit Deutsch­
land“ zur Bemäntelung der weiteren Besetzung des 
westlichen Teils dieses Landes und seiner Umgestal­
tung in eine Kriegsbasis. Es handelt sich hier auch um 
Tatsachen rechtlicher Natur, genauer gesagt um Tat­
sachen des Unrechts. Ihnen lagen Beschlüsse zugrunde, 
die gefaßt wurden unter krasser Verletzung des Völ­
kerrechts, durch Organe, die hierzu nicht berufen 
waren, und in einem Verfahren, das den Prinzipien der 
Einmütigkeit der Entscheidungen der Großmächte und 
der alleinigen Kompetenz des Sicherheitsrates — zu 
dem die Vertreter Chinas, als einer der Großmächte, 
nicht zugelassen werden — zu Entscheidungen in 
Sachen des Friedens Hohn spricht. Sie sind Beweise für 
die Umgestaltung der Organisation der Vereinten 
Nationen, die über die Sicherheit der Völker wachen 
sollte, in ein willfähriges Werkzeug der zu einem neuen 
Weltkrieg drängenden Politik der amerikanischen Im­
perialisten. Sie entbehren nicht nur der Rechtskraft, 
sondern sind zugleich ein brutaler Ausdruck des Bruchs 
des bestehenden Rechts sowie der Grundsätze der 
guten Sitten, der Billigkeit, der Gerechtigkeit und der 
Moral in den internationalen Beziehungen.

Die Volksmassen der ganzen Welt leisten den 
Organisatoren eines neuen Krieges, die die von ihnen 
erzwungene internationale Gesetzlichkeit zerstören 
wollen, entschlossenen Widerstand.

Die weltweite Bewegung der Verteidiger des Frie­
dens ist eine in der bisherigen Geschichte der Mensch­
heit völlig unbekannte Erscheinung, und zwar sowohl 
in ihrer Ausdehnung wie auch in ihren Grundlagen, 
ihrem organisatorischen Elan und ihrer Aktivität. In 
ihren Reihen fanden sich hunderte Millionen Menschen 
aller Kontinente, verschiedener Herkunft, Religion und 
Weltanschauung zusammen. In ihren Reihen konnten 
auch die Juristen nicht fehlen und fehlten sie nicht. Die 
Internationale Vereinigung Demokratischer Juristen, 
in der sowohl Gläubige wie Atheisten, Menschen, die 
den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts huldigen, und 
Kommunisten, Weiße, Gelbe und Schwarze zusammen­
geschlossen sind, ist ein Beweis hierfür.

Diese Menschen verbindet der Glaube an die Mög­
lichkeit eines friedlichen Nebeneinanderbestehens von 
Staaten verschiedener Systeme, eines ausschließlich 
friedlichen Wettbewerbs zwischen dem kapitalistischen 
Lager und der Welt des Sozialismus, die Überzeugung 
von) der Möglichkeit der Ausschaltung bewaffneter 
Konflikte und der Verwirklichung der Grundsätze des 
Völkerrechts, eines Rechts, das Aggressionskriege ver­
bietet, und die friedliche Lösung aller internationaler 
Streitigkeiten fordert. Diese Menschen verbindet die 
Überzeugung von der realen Möglichkeit einer Umkehr
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